
montag, 25 . oktober 2021 wirtschaf t b a d i s c h e z e i t u n g 7

Gewährleistung
oder Garantie?
Das gilt bei der Reklamation
von mangelhafter Ware
Häufig ist Käufern der Unterschied
zwischen Garantie und Gewährleistung
nicht klar. Das Gewährleistungsrecht
ist gesetzlich geregelt. Ist ein gekaufter
Artikel defekt oder funktioniert nicht
richtig, können Verbraucher beim Ver-
käufer zwei Jahre lang die Reparatur
oder den Austausch verlangen. Bei der
Garantie handelt es sich hingegen um
eine freiwillige kostenfreie oder kos-
tenpflichtige Zusatzleistung, die meist
vom Hersteller angeboten wird. Doch
wann macht eine Garantie Sinn? Ver-
braucher sollten eine Garantie nur
abschließen, wenn ein Zusatznutzen
gegenüber der gesetzlichen Gewähr-
leistung besteht. Lohnen könnte sie
sich zum Beispiel bei teuren Elektro-
geräten, wie Smartphones oder Wasch-
maschinen. Ein Ha-
ken der Gewährleis-
tung ist nämlich die
Beweislastumkehr.
In Deutschland liegt
diese bei 6 Monaten.
Tritt in dieser Zeit ein
Mangel auf, kann
problemlos rekla-
miert werden, da ver-
mutet wird, dass der
Fehler bereits bei der
Übergabe bestand.
Danach wird’s schwierig. Die Beweis-
last liegt dann beim Käufer. Beispiel:
Das WLAN eines neuen Smartphones
funktioniert nach 7 Monaten nicht
mehr. Der Käufer muss nun beweisen,
dass der Defekt nicht von ihm verur-
sacht wurde – ohne Gutachter kaum
möglich. Doch die Verbraucherrechte
werden europaweit weiter angeglichen.
Ab Januar 2022 können deutsche Käu-
fer mangelhafte Neuware ein Jahr lang
umstandslos reparieren oder austau-
schen lassen. Einige Länder gehen
bereits jetzt weiter, etwa Portugal und
Frankreich. Hier liegt die Beweislast
zwei Jahre lang beim Verkäufer.
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Deutschland in Kehl. Das EVZ berät
kostenlos bei Streitigkeiten mit einem
Händler im EU-Ausland, in Island,
Norwegen oder Großbritannien.
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„Unsoziale und klimaschädliche Regel“
Eine Studie kritisiert die steuerlichen Privilegien für die Nutzung eines Dienstwagens / Plädoyer für Neugestaltung

Von Rolf Obertreis

FRANKFURT. Die Regelungen in
Deutschland zur privaten Nutzung von
Dienstwagen kosten den Staat jedes
Jahr nicht nur zwischen drei und sechs
Milliarden Euro. Sie belasten auch das
Klima und verursachen hohe Emissio-
nen, weil vor allem größere, PS-starke
Pkw gefördert werden. Dies beklagen
das Öko-Institut, der Thinktank Agora-
Verkehrswende und die Stiftung 2
Grad/Deutsche Unternehmer für Kli-
maschutz in der Studie unter dem Titel
„Dienstwagen auf Abwegen“. Sie for-
dern ein Ende der Privilegien. Sie führ-
ten zu einer milliardenschweren sozia-
len und ökologischen Schieflage.

Laut Studie kosten die gewährten Steuer-
nachlässe auf die private Nutzung von Fir-
menwagen den Staat jedes Jahr zwischen
drei und sechs Milliarden Euro – mit stei-
gender Tendenz. Die Hälfte dieses Geldes
gehe an die 20 Prozent der Haushalte mit
den höchsten Einkommen, nur ein Fünf-
tel an die Haushalte der unteren Einkom-
menshälfte. „Die geförderten Fahrzeuge

sind besonders klimaschädlich, denn sie
haben durchschnittlich deutlich mehr
Motorleistung (160 PS) als privat zugelas-
sene Pkw (115 PS) und fahren mit rund
30000 Kilometern doppelt so viel im
Jahr“, heißt es in der Analyse. Der Anteil
reiner E-Pkw sei im ersten Halbjahr 2021
mit acht Prozent bei gewerblichen Neu-
zulassungen nur halb so hoch gewesen
wie bei privaten.

Anreize für große und
schwere Dienstwagen

Sowohl für Arbeitgeber wie auch Be-
schäftigte in Deutschland lohne es sich,
vor allem teure, meist große und damit
eher emissionsstarke Fahrzeuge zu kau-
fen. Dann sei der Steuervorteil im Ver-
gleich zum privaten Pkw am größten. Da
es in der Oberklasse bislang nur wenige
vollelektrische Modelle gebe, würden da-
bei meist Hybrid-Fahrzeuge gewählt, die
allerdings kaum elektrisch gefahren wür-
den.

Die hohe Fahrleistung von Dienstwa-
gen hat, so die Studie, damit zu tun, dass
die Besteuerung meist pauschal anhand
des Listenpreises festgesetzt wird. Viele

Arbeitgeber übernähmen zudem die
Kraftstoffkosten. Nach Angaben von Ago-
ra und Öko-Institut sind zudem die durch-
schnittlichen Emissionen bei gewerbli-
chen Neuzulassungen in Deutschland im
EU-Vergleich besonders hoch. Mit 140
Gramm Kohlendioxid pro Kilometer habe
der Wert 2020 weit vor den Niederlan-
den mit 98 Gramm Kohlendioxid je Kilo-
meter gelegen.

„Die Reform der Dienstwagenbesteue-
rung ist überfällig“, sagt Christian Hoch-
feld, Direktor von Agora Verkehrswende.
„Es reicht nicht, eine unsoziale und kli-
maschädliche Regel ein bisschen ökolo-
gisch aufzuhübschen. Sie muss von
Grund auf neu gestaltet werden.“ Mit Pri-
vilegien für Verbrenner-Dienstwagen
müsse Schluss sein. Vorübergehend kön-
nen die Bundesregierung aber Anreize für
den Kauf und die Nutzung von nachweis-
lich emissionsarmen Firmenwagen set-
zen. „Die geltende Regelung bemisst den
geldwerten Vorteil viel zu niedrig“, sagt
Konstantin Kreye vom Öko-Institut. Die
oft bereitgestellte Tankkarte wirke wie
eine Flatrate. Je mehr gefahren werde,
desto höher sei der finanzielle Vorteil.
Kreye bemängelt, dass die aktuellen Rege-

lungen dazu führen, dass ohnehin gut ver-
dienende Angestellte mit einem Dienst-
wagen viel günstiger fahren würden als
mit einem eigenen Pkw oder auch mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln.

Die „soziale und ökologische Schiefla-
ge bei der Dienstwagenbesteuerung“ sei
in Deutschland besonders ausgeprägt,
heißt es in der Studie. Sie verweist unter
anderem auf Großbritannien und Bel-
gien. Dort würde bei der Bemessung des
geldwerten Vorteils nach Kohlendioxid-
Emissionen unterschieden: „Je höher die
Emissionen, desto höher die Steuerabga-
be durch die Beschäftigten“.

Förderung für
nachhaltige Mobilität?

Hierzulande könne die Möglichkeit des
Arbeitgebers je nach Höhe des Kohlendi-
oxid-Ausstosses begrenzt werden, die
Fahrzeugkosten steuerlich abzusetzen.
Auch ein Preisaufschlag für Kohlendi-
oxid-Emissionen beim Kauf eines Fahr-
zeugs über die Kfz-Steuer sei denkbar. Zu-
dem könnten die Unternehmen über be-
triebsinterne Regelungen Anreize für
nachhaltigere Mobilität setzen.

Der Abschied vom Gold
Vor 50 Jahren vollzog der damalige US-Präsident Richard Nixon die Trennung vom Goldstandard / Seither verantworten die Zentralbanken die Geldwertstabilität

Von Oliver Landmann

FREIBURG. In den Zentralbanken der
Welt lagern um die 35000 Tonnen Gold.
Diese gigantischen Goldreserven besit-
zen heute keine nennenswerte geld- und
währungspolitische Funktion mehr. Aber
sie erinnern an ein Zeitalter, in dem die
Banknoten faktisch Gutscheine für Gold
waren und die Notenbanken entspre-
chende Goldreserven vorhalten mussten.
Es war dies das Zeitalter des Goldstan-
dards, der seine Blütezeit im späten 19.
Jahrhundert erreichte. Sein Vorzug: Geld
war garantiert so gut wie Gold. Allerdings
machten sich schon damals auch die
Schattenseiten bemerkbar, denn mit der
engen Bindung des Geldwerts an das Gold
waren Volkswirtschaften den Launen des
Goldmarktes ausgesetzt. So gilt etwa das
bekannte US-Kinderbuch „Der Zauberer
von Oz“ als Allegorie für die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten, in die der Gold-
standard damals die überschuldete US-
Landwirtschaft stürzte.

Nachdem der Goldstandard aufgrund
des 1. Weltkriegs schon einmal zeitweilig
ausgesetzt war, wurde er vor ziemlich ge-
nau 90 Jahren, im September 1931, end-
gültig beerdigt, als die Goldbindung der

damals führenden Weltwährung, des bri-
tischen Pfunds, aufgelöst wurde. Die
schwindenden Goldreserven der Bank of
England hätten sonst mitten in der Welt-
wirtschaftskrise zur Verschärfung einer
unerträglich gewordenen Deflationspoli-
tik gezwungen.

Nach dem 2. Weltkrieg wurde mit dem
Währungssystem von Bretton Woods eine
Art „Goldstandard light“ installiert, der
darin bestand, dass die Währungen nicht
mehr direkt an das Gold, sondern an den
US-Dollar gebunden wurden, für den sei-
nerseits eine feste Parität von 35 Dollar
pro Unze Gold galt. Die USA hätten dem-
nach den Spagat schaffen sollen, einer-
seits das Geld so knapp zu halten, dass die
Goldparität glaubwürdig blieb, gleichzei-
tig aber die dynamisch wachsende Welt-
wirtschaft mit ausreichend Liquidität zu
versorgen. Dies konnte auf die Dauer
nicht gelingen. Am Ende zerbrach das
Bretton-Woods-System an einer amerika-
nischen Geldpolitik, die in den sechziger
Jahren überexpansiv geworden war und
sich nicht mehr um die Stabilisierung des
Goldpreises scherte. Folgerichtig schloss
der amerikanische Präsident Richard Ni-
xon vor 50 Jahren, im Sommer 1971, das
Goldfenster, was bedeutete, dass auslän-
dische Zentralbanken ihre angeschwolle-

nen Dollarbestände nicht mehr zum Preis
von 35 Dollar gegen Gold eintauschen
konnten. Damit war der letzte seidene Fa-
den, der die Weltwährungen noch mit
dem Gold verbunden hatte, gerissen.
Fortan lag die Stabilität des Geldes gänz-
lich in den Händen der Zentralbanken.
Der damit verbundene Machtgewinn ließ
die Zentralbankgouverneure zu den
Superstars der internationalen Finanz-
welt werden, die sie heute noch sind.

Die unmittelbare Konsequenz des Zu-
sammenbruchs des Bretton-Woods-Sys-
tems war ein hohes Maß an Instabilität.
An den Devisenmärkten entlud sich der
aufgestaute Abwertungsdruck gegen den
Dollar schlagartig, was für exportabhängi-
ge Volkswirtschaften wie Deutschland,
Japan oder die Schweiz einen heftigen
Aufwertungsschock bedeutete. Weltweit
stiegen im weiteren Verlauf der siebziger
Jahre, angetrieben auch durch zwei Öl-
preis-Schocks, sowohl die Arbeitslosig-
keit als auch die Inflation sprunghaft an.
So schien sich zunächst die Befürchtung
zu bestätigen, dass mit der endgültigen
Preisgabe des Gold-Ankers der Geldent-
wertung und der wirtschaftlichen Instabi-
lität Tür und Tor geöffnet würde.

Aber das anfängliche Chaos setzte
Lernprozesse in Gang, die – wie der No-

belpreisträger Robert Mundell später be-
merkte, – ohne die währungspolitische
Zeitenwende von 1971 nicht eingetreten
wären. Die Zentralbanken fanden Wege,
die Inflation niedrig und stabil zu halten
und die Inflationserwartungen entspre-
chend zu verankern. Allein deswegen ist
die derzeit so oft bemühte Parallele zwi-
schen der makroökonomischen Großwet-
terlage von heute und den inflationären
siebziger Jahren irreführend.

Zwar beobachten wir aktuell erstmals
seit längerem wieder leicht erhöhte Infla-
tionsraten. Aber wer deswegen den Zent-
ralbanken das Heft am liebsten aus der
Hand nehmen und zu einer Form der
Goldbindung zurückkehren möchte, hat
die Lektionen der Währungsgeschichte
nicht gelernt. Zentralbanken, die operativ
unabhängig, aber mit einem klaren, de-
mokratisch legitimierten Stabilitätsman-
dat ausgestattet sind, sind nicht perfekt.
Aber sie sind in der Geschichte des Geld-
wesens das bisher beste institutionelle
Arrangement, um die Bevölkerung mit
dem kostbaren öffentlichen Gut der mo-
netären Stabilität zu versorgen.
–
Oliver Landmann ist emeritierter Professor
für Makroökonomie an der Universität Frei-
burg

So teuer wie im vergangenen Jahr

Gold F O T O : A R M I N W E I G E L ( D P A )

W E I H N A C H T S B Ä U M E werden in diesem Jahr ähnlich viel kosten wie im vergangenen,
schätzt der Bundesverband der Weihnachtsbaumerzeuger – trotz
Inflation, Lieferengpässen und steigender Transport- und Perso-
nalkosten. Nach Verbandsangaben wird die besonders beliebte

Nordmanntanne voraussichtlich pro Meter zwischen 21 und 27
Euro kosten. Blautannen sind mit 12 bis 16 Euro günstiger, für
Fichten werden 9 bis 12 Euro genommen. 80 Prozent der Käufer
entscheiden sich für eine Nordmanntanne.

Koop

F
O

TO
:

E
V

Z

F
O

TO
:

B
R

ITTA
P

E
D

E
R

S
E

N
(D

P
A

)

Badische Zeitung, 25. Oktober 2021




